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Kleine Anfrage 
des Abgeordneten Rainder Steenblock und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Planung der Umfahrung Hamburgs im Zuge der A 20 

In den letzten Wochen hat es eine heftige Kontroverse zwischen 
der schleswig-holsteinischen Landesregierung und dem Hambur-
ger Senat um eine westliche oder östliche Elbquerung im Rahmen 
der Umfahrung der Freien und Hansestadt Hamburg gegeben. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Der Hamburger Bürgermeister Dr. Henning Voscherau hat in 
den letzten Wochen häufiger die Forderung nach einer Auto-
bahnquerung östlich von Hamburg im Raum Geesthacht er-
hoben. Wie realistisch ist nach Auffassung der Bundesregie-
rung eine nachträgliche Aufnahme dieser Forderung in den 
Bundesverkehrswegeplan? 

2. Trifft es zu, daß mit den Korridoruntersuchungen für die A 20/ 
Nordwestumfahrung Hamburg nunmehr begonnen werden 
soll? 

3. Wie groß ist der Untersuchungskorridor auf niedersächsischer 
und schleswig-holsteinischer Seite der Elbe? 

4. Wann ist mit Ergebnissen dieser Untersuchungen zu rechnen? 

5. Gibt es Zusagen der Länder. Schleswig-Holstein und Nieder-
sachsen, sich an den Kosten der Korridoruntersuchungen zu 
beteiligen? 

6. Trifft es zu, daß auch Untersuchungen für eine kombinierte 
Straßen/Schienenquerung durchgeführt werden sollen? 

7. Trifft es zu, daß die derzeitigen Festlegungen in den Bedarfs-
plänen für die Bundesfernstraßen bzw. für die Schienenwege 
eine kombinierte Straßen-/Schienenquerung nicht vorsehen? 

8. Ist eine entsprechende Novellierung des Schienenwegeaus-
baugesetzes bzw. des Fernstraßenbaugesetzes derzeit vor-
gesehen? 

9. Auf welcher Rechtsgrundlage erfolgen gegebenenfalls die 
Planungen für eine kombinierte Straßen-/Schienenquerung 
der Elbe westlich Hamburgs? 
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10. Sind für Planungen der A 20 im Bundesland Schleswig-Hol-
stein Mittel der Europäischen Union geflossen bzw. beantragt 
worden? 

Wenn ja, auf welcher Rechtsgrundlage? 

Bonn, den 15. März 1995 

Rainder Steenblock 
Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 

 


